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tigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die Betriebe hinsichtlich 
der Erfordernisse des Gesundheitsschutzes zu kontrollieren. 
Sie sind berechtigt, erforderliche Auskünfte einzuholen, Un­
tersuchungsproben zu entnehmen oder deren sachgerechte 
Entnahme zu veranlassen sowie hierzu in Unterlagen des 
Betriebes einzusehen. Diese Rechte können auf andere Mit­
arbeiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 
übertragen werden.

(2) Die Leiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheits-, 
Wesens sind berechtigt, in Fällen unmittelbarer Gefahr einer 
erheblichen Gesundheitsschädigung von Werktätigen vom 
Leiter des Betriebes sofortige Maßnahmen zur Beseitigung 
der Gefahren zu verlangen. Erforderlichenfalls können sie 
auch die vorübergehende Stillegung einer Maschine, Anlage 
oder eines Aggregates oder die vorübergehende Einstellung 
der Produktion eines Betriebsteiles oder des Betriebes for­
dern. Sie haben die zuständige Arbeitshygieneinspektion, die 
Arbeitsschutzinspektion der Gewerkschaft und den Kreisarzt 
umgehend von ihrer Forderung in Kenntnis zu setzen.

(3) Die -Leiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheits­
wesens haben das Recht und die Pflicht, an den regelmäßigen 
Auswertungen der Entwicklung des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes und der Entwicklung des Krankenstandes und 
des Unfallgeschehens des Betriebes sowie bei der Festlegung 
von Maßnahmen der Leiter der Betriebe zur hygienischen 
Gestaltung der Arbeit und zur vor- und nachsorgenden ge­
sundheitlichen Betreuung der Werktätigen mitzuwirken. Sie 
nehmen an den monatlichen Kontrollberatungen der Be­
triebsleiter teil.

(4) Die Leiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheits­
wesens sind verpflichtet, bei der Erarbeitung der Pläne der 
Betriebe, vor allem bei der Ausarbeitung der Planteile Ar­
beite- und Lebensbedingungen, des Betriebskollektivvertrages 
sowie der Planung von Maßnahmen der wissenschaftlichen 
Arbeitsorganisation mitzuwirken und die Leiter der Betriebe 
bei der Gewinnung der Werktätigen zur schöpferischen Mit­
wirkung im Gesundheits- und Arbeitsschutz zu unterstützen.

(5) Die Leiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheits­
wesens stimmen die Planaufgaben und die Aufgaben im Be­
triebskollektivvertrag ihrer Einrichtungen sowie die Wettbe­
werbsverpflichtungen mit den Leitern der Betriebe und den 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen ab. Über die Planerfül­
lung und die erzielten Ergebnisse im Wettbewerb informieren 
die Leiter der Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 
die Betriebsleiter und legen vor den Werktätigen der Be­
triebe und den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen in Ab­
stimmung mit dem Kreisarzt Rechenschaft ab.

§9

Leitung, Planung und Organisation

(1) Die Räte der Bezirke und Kreise leiten, planen und 
organisieren das Betriebsgesundheitswesen in den Bezirken 
und Kreisen auf. der Grundlage zentraler staatlicher Plan­
kennziffern und unter Zugrundelegung der volkswirtschaft­
lichen Erfordernisse, der arbeitshygienischen Situation in den 
Betrieben und der Entwicklung des Gesundheitszustandes der 
Werktätigen.

(2) Die Kreisärzte haben zu gewährleisten, daß die Ein­
richtungen des Betriebsgesundheitswesens die betriebsärzt­
lichen Aufgaben vorrangig erfüllen und bei der ambulanten 
medizinischen Betreuung der Bevölkerung im Territorium 
mitwirken.

(3) Die Errichtung, Ausstattung, Erhaltung und Weiterent­
wicklung von Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 
ist von den Betrieben in Übereinstimmung mit der territoria­
len Planung entsprechend den örtlichen und betrieblichen Er­

fordernissen und Möglichkeiten zu planen.1 Hierbei sind die 
vom Minister für Gesundheitswesen herausgegebenen Richt­
werte zugrunde zu legen.

(4) Für die Planung der Aufgaben des Betriebsgesundheits­
wesens und der für ihre Durchführung benötigten Ärzte und 
des anderen medizinischen-Personals, der Arztsekretärinnen, 
Verwaltungsleiter und Statistiker sind die Bezirks- und 
Kreisärzte verantwortlich. - Die Aufgaben und Arbeitskräfte 
sind im Planteil Gesundheits- und Sozialwesen der Räte der 
Bezirke und Kreise auszuweisen.

(5) Für die Planung und Sicherung des Arbeitskräftebe­
darfes bei übrigen Beschäftigten sind die Betriebe verant­
wortlich;

(6) Die Leiter der Betriebspolikliniken und Betriebsambula­
torien sind dem Kreisarzt unmittelbar unterstellt. Der Kreis­
arzt kann die Leiter der Betriebssanitätsstellen dem Leiter 
einer Betriebspoliklinik oder eines Betriebsambulatoriums 
unterstellen.

§10
Arbeitshygienische Zentren 

und Arbeitshygienische. Beratungsstellen

Zur Beratung von Betrieben und wirtschaftsleitenden Or­
ganen zu arbeitshygienischen Problemen und zur arbeits­
medizinischen Anleitung der Betriebsärzte können Arbeits- 
hygienische Zentren und Arbeitshygienische Beratungsstellen 
geschaffen werden. Hierzu sind Vereinbarungen zwischen 
dem Minister für Gesundheitswesen und den Leitern anderer 
zentraler staatlicher Organe abzuschließen. Die Arbeits­
hygienischen Zentren und Arbeitshygienischen Beratungs­
stellen sind an geeigneten Einrichtungen des Betriebsgesund­
heitswesens zu errichten.

A b s c h n i t t  III 

Arbeitshygieneinspektion

§11

Stellung

(1) Die Arbeitshygieneinspektion ist für die Anleitung und 
Kontrolle der Betriebe bei der Verwirklichung der Rechts­
vorschriften auf dem Gebiet der Arbeitshygiene und der Ein­
richtungen des Gesundheitswesens bei der arbeitsmedizini­
schen Betreuung verantwortlich.

(2) Die Aufgaben der Arbeitshygieneinspektion werden 
wahrgenommen durch die Arbeitshygieneinspektion des 
Ministeriums für Gesundheitswesen, die Arbeitshygiene­
inspektionen der. Räte der Bezirke und die Arbeitshygiene­
inspektionen der Räte der Kreise. Arbeitshygieneinspektionen 
der Räte der Kreise können in Kreisen mit arbeitshygieni­
schen Schwerpunkten in Abstimmung mit dem Bezirksarzt 
auf Beschluß des Rates des Kreises gebildet werden. In 
Kreisen ohne Arbeitshygieneinspektion werden die Inspek­
tionsaufgaben durch die Arbeitshygieneinspektion des Rates 
des Bezirkes wahrgenommen.

(3) Bei der Kontrolle der Einhaltung der Strahlenschutzbe­
stimmungen nimmt das Staatliche Amt für Atomsicherheit 
und Strahlenschutz die Aufgaben und die Funktion der Ar­
beitshygieneinspektion nach dieser Verordnung wahr.

1 Für die Finanzierung gelten die Anordnung vom 28. März 1872 über 
die Finanzierung der betrieblichen Einrichtungen und Maßnahmen für 
die Betreuung der Werktätigen — Finanzierung der betrieblichen Be­
treuung — (GBl. II Nr. 20 S. 225) und die Anordnung vom 27. Novem­
ber 1972 über die Finanzierung von Einrichtungen und Maßnahmen 
zur Versorgung und Betreuung der Mitarbeiter in staatlichen Organen 
und staatlichen Einrichtungen (GBl. II Nr. 71 S. 830).


